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In eigener Sache die Barrieren der Verfassung schleifen 
Die Abgeordnetenb~züge sollten nicht, ,,:ie das Parlament plant, an die. Richtergehälter angekoppelt werden 

Der Beschluß über die Höhe der Ent­
schil.digung, die den Abgeordnetenfor ihre 
Arbeit zusteht, war immer heikel. Denn 
hier entschieden sie in eigener Sache. G..e­
rade das wollte ihnen -aber der Gesetzgeber 
nicht ersparen. da das Öjfentlichkeitsprin­
zip keine Ausnahme dulde~e . . Inzwischen 
versuchen die 'Parlamentarier, diesen Auf­
lagen zu entkommen, sogar im Wege der 
Grundgesetzänderung. Der Speyerer 
Staatsrechtler Hans Herbert von Arnim 
hat die Wege, auf denen das geschehen 
soll, mehifach kritisiert: Nachfolgend 
bringen wir .Auszüge aus seinem jüngsten 
Kommentar. F.A.Z. 

Der Bundestag will seine · Diäten massiv 
aufstocken und sich dabei zugleich' der 
Kontrolle durch Öffentlichkeit und Verfas­
sungsgericht weitgehend entledigen. Die öf­
fentliche Meinung hat die Brisanz dieses 
Vorhabens - dank einer parlamentarischen 
"Öffentlichkeitsarbeit", die die öffentliche 
Kontrolle bisher hat leerlaufen lassen -
noch nicht erkannt. ' 

Das 'Parlament ist das Herzstück der par­
lamentarischen Demokratie. Wenn im fol­
genden Kritik, auch scharfe und unver­
.blümte Kritik, geübt wird, so geschieht dies 
auf der gedanklichen Grundlage, daß der 
Demokratie Kritik und öffentliche Diskus­
sion geradezu wesenseigen sind, 'weil sie da­
von ausgeht, daß nur auf diese Weise Miß­
bräuche verhindert werden können und 
stiriimige Gesamteritwicklungen zustande 
kommen. " . 

Das Dilemma des finanziellen Status der 
Abgeordneten liegt darin, daß die Begün­
stigten selbst entscheiden. Das kann einer­
seits verführerisch, andererseits aber auch 
lästig sein, weil es öffentliche Diskussion 
und Kritik hervorruft. Doch'wenn das Par­
lament, um sich dieser - verfassungsrecht­
lichgewollten - Lästigkeit zu entziehen, 
darangeht, erstmals auch aas Grundgesetz 
im Interesse seiner Mitglieder zu entschär­
fen, geht es nicht m~hr nur ums Geld, son­
dern um grundlegende Institutionen und 
Prinzipien. 

Das geplante Gesetz sieht eine massive 
Anhebung der Ents.chädigung und der Al­
tersrenten von Bundestagsabgeordneten 
vor; die Entschädigung soll. v()n derzeit mo­
natlich 10366 Mark in sechs Jahressprüll­
gen zu je durchschnittlich etwa 1000 Mark 
auf etwa 16500 Mark zum I. Januar des 
Jahres 2000 steigen. Die erste Steigerung ist . 
rückwirkend zum 1. Januar 1995 vorgese­
hen. Gleiches soll auch rur die 99 deutsChen 
Europa-Abgeordneten gelten. Die Beträge 
errechnen sich aus steigenden Prozentsät· 
ien von Gehältern oberster Bundesrichter: 
Zum 1. 1. 1995 sollen Abgeordnete 80 Pro­
zent, zum 1. l. 2000 100 Prozcnt dieser Be­
zugsgröße erhalten. Die voraussichtliche 
Erhöhung der Entschädigung bis zum Jahr 

2000 hängt somit auch davon ab, mit wel­
chen Rliten die Richterbezüge steigen. 

Die Altersrenten ehemal'iger und' amtie­
render Abgeordneter werden aufgrund des 
Gesetzentwurfs zUm 1. Januar 2000 voraus­
sichtlich um etwa 40 Prozent höher sein als 
bisher - und das, obwohl schon jetzt allge­
mein kritisiert wird, daß Abgeordnete über­
versorgt sind. (Rudolf Scharping; "Politi­
ker sind zu schlecht bezahlt und zu gut ver­
sorgt.") Der enorme Anstieg der Altersren­
ten von Bundestagsabgeordneten soll just 
in einer Zeit erfolgen, wo sich zeigt, daß die 
allgemeinen Versorgungssysteme auf Dauer 
ohne Einschnitte nicht mehr finanzierbar 
sind - wegen der demographisch bedingten 
Veränderung der Altersstruktur der Bevöl­
kerUl'lg und wegen der zilsätzljch zu bewäl· 
tigenden sogenannten Pensionslawine im 
öffentlichen Dienst. 

Die Erhöhungen der Diäten werden vor 
allem damit begründet, die Abgeordneten­
eritschädigung sei gegenüber der allgemei­
nt;n Einkommensentw.icklung zurückgefal­
len. Doch weiß jeder, daß statistische Aus­
sagen wesentlich von der Wahl des Basis­
jahres abhängen. So ist es, auch hier. Die 
zum Unterhalt des Abgeordneten und sei­
ner Familie bestimmte Entschäd.igur:tg wur­
de 1977 'etwa verdoppelt. Wählt man' nicht 
1977,.sondern 1976 zum Basisjahr, so ver­
ändert sieh die Aussage 'grundlegend. Dann 

'ergibt sich kein Rückstand, sondern ein 
Vorsprung der AbgeOl::dnetenentschädi­
gung. Das zeigt sich, wenn man sie mit der 
Entwicklung durc~schnittlicher Arbeitneh­
mereinkommen vergleicht.. Diese werden 
sich von ' 1973 bis 2000 etwa · verdreifacht 
haben, die Entschädigung von Bundestags­
abgeordneten aber wird sich, falls der Ge­
setzentwurf ip Kraft tritt, etwa verfunffacht 
haben. 

. Unabhängig durch Geld? 
Auch andere Argumente, die häufig für 

eine massive E1"höhung der Abgeordneten­
entsch~digung angeführt werden (Stärkung 
der Unatlbängigkeit, Erleichterung des Sei­
teneinstiegs für gutverdienende Persönlich­
keiten aus det Wirtschaft), halten einer ge­
nauen Nachprüfung nicht stand. Klar ist, 
daß wir alle ein gutes, leistungsfahiges und 
unabhängiges Parlament haben wollen; die 
Frage aber ist,'aufwelche Weise wir es be­
kommen. Da von der eigenen Partei die für 
die Wahl meist entscheidende Nominierung 
abhängt, wird die Unabhängigkeit der Ab­
geordneten von ihrer Partei durch Diäten­
erhöhungen regelmäßig nichl gemindert, 
sondern im Gegenteil nochvcrtieft,.weil der 
Abgeordnete, will er seinen finanziellen 
Status halten, um so stärker- auf die Wie-

, dernominierung durch seine ' Partei ange­
wiesen ist, je höhe~ die Diäten sind. 

Und 'daß die These, eine Erhöhung der 
Diäten wäre erforderlich, um die Unabhän­
gigkeit der Abgeordneten. von Wirtschaft 
und Verbänden zu sichern, in Wahrheit nur 
eine Schutzbehauptung ist und selbst von 
ihren Beftirwortern nicht ernst genommen 
wird, zeigt das beharrliche Unterbinden 
von wirksamen Vorkehrungen gegen massi­
ve finanzielle Einflüsse von Interessen auf 
Abgeordnete, die derzeit unbeschränkt 
möglich sind: etwa, durch "Spenden" von 
interessierten Kreisen in unbeschränkter 
Höhe. Die Parteienfinanrierungskommis­
sion beim Bundespräsidenten hatte gefor­
dert, daß derartige Spenden durch .wirksa­
me verfahrensmäßige Vorkehrungen unter­
bunden werden. Der vorliegende Gesetz­
entwurf sagt dazu nichts. Ähnliches gilt für 
unechte Beraterverträge und fortlaufende 
OeschäftsfUhrergehälter, für die der Abge­
ordnete nichts tut - außer sicn dem politi­
schen Einfluß des Financiers zu öffnen. Die 
Unabhängigkeit der Abgeordneten wird 
also durch .ganz andere Faktoren als zu ge­
ringe Diäten bedroht. 

Der Gesetzentwurf ist ein wahres Mei­
sterstück an Camouflage. Er ~thält - ab­
weichend von der Vorlage der Rechtsstel­
lungskommissiol)- - keinerlei konkrete Be­
träge mehr, sondern'nur Prozentsätze und 
unverständliche Versatzstücke aus dem Be­
amtenbesoldungs- und Beamtenversor­
gungsrecht, so daß bereits die bloße Erfas­
sung seines genauen Inhalts selbst für den 
geschulten Juristen vi.el Arbeit erfordert 

. und ohne daue~e Rückfragen bei Insidern 
gar nicht mö~ich ist. Kein Wunder, daß 
niemand erkannt hat, was der Gesetzent­
wurf beinhaltet. 

Die Camouflage dürrte vor allem r den 
Sinn haben, zu verdecken, daß die Alters­
renten von amtierenden und ehemaligen 
Abgeordneten - entgegen den öffentlichen 
Erklärungen - so stark steigen. Durch die 
geplante Ankoppelung der Entschädi­
gung an die Besoldung· von Bundesrich­
tern soll es dem Bundestag in Zukunft er· 
möglicht werden, die Abgeordnetenent­
schädigung geräuschlos und ohne viel 
Aufhebens dadurch zu erhöhen, daß , er 
die Beamtenbesoldung, die ja vom ·Ge­
setzgeber festgesetzt wird, anhebt. Es 
bleibt also bei der Entscheidung des Par­
laments, nur wird jetzt auch noch die ge­
samte Besoldung des öffentlichen Dien­
stes hineingezogen. . 

Die vorgesehenen Regelungen wider-' 
sprechen mehrfach dem Grundgesetz. Das 
Grundgesetz verlangt, daß die konkreten 
Beträge, die an Abgeordnete gezahlt wer· 
den, im Gesetz genannt werden. Das Ge­
richt hat eine Koppelung der Entschädi­
gung an die Beamtenbesoldung ausdrück­
lich verbolen und auch untersagt, daß die 
Entscheidung über die Abgeordnetenent-

schädigung und ihre Teile in nichtöffentli­
che Gremien verlagert wird. 
- So hat das Bundesverfassungsgericht in 
seinem grundlegenden Diätenurteil die 
Anknüpfung der Abgeordnetenentschädi­
gung "unmittelbar oder mittelbar" an ein 
Beamtengehalt ausdrücklich für verfas· 
sungswidrig erklärt, weil die Abgeordne· 
tenentschädigung "nichts mit der Rege­
lung des Beamtengehalts in den Besol· 
dungsgesetzen zu tun" habe und deshalb 
"keine Annäherung an den herkömmli­
chen Aufbau eines Beamtengehalt.s und 
keine Abhängigkeit von der Gehaltsrege­
lung" vertrage. Wenn der vorliegende Ge­
setzentwurf die Abgeordnetenentschädi­
gung an ein Richtergehalt knüpft, ist dies 
in der Sache nicht weniger verfassungswid­
rig, weil die R-6-Besoldung eines Bundes­
richters' genau derjenigen eines hohen 
Bundesbeamten (Besoldungsgruppe B 6 , 
Ministerialdirigenten) entspricht. 

Gefahrliche Zweidrittelmehrheit 
Die größten Bedenken gegen die Gesetz­

entwürfe sind verfassungspolitischer Art. 
Sie beruhen darauf, daß der Bundestag, 
statt sich an das Grundgesetz und die dar­
auf gegründete Rechtsprechung des Bun­
desverfassungsgerichts zu halten, nun ' -
erstmals in der q~schichte der Bundesrepu-. 
blik - vor einer Anderung des Grundgeset­
zes im eigenen ~nteresse nicht mehr zurück­
scheut. Die Fraktionen von CDU/CSU 
und SPD suchen ihre breite Mehrheit dazu 
zu nutzen, bisher bestehende Verfassungs­
barrieren in eigener Sache zu schleifen und 
dadurch die Kontrolle durch das Verfas­
sungsgericht und die Öffentlichkeit zu be­
seitigen oder doch sehr zu erschweren. Die 
Folgen sind ."kontrollose" Entscheidungen 
des Parlaments in eigener Sache, also gera­
de in einem Bereich, wo Kontrolle eigent­
lich besonders not täte. 

Der vorliegende Fall ist ein Präzedenz­
fall : Werden die Abgeordneten bei dem 
Versuch, sich der Kontrollen zu entledigen, 
heute nicht gebremst, dürfte auf Dauer kein 
Halten mehr sein. Über die ruf Verfas­
sungsänderungen erforderliche;n Zweidrit­
telmehrheiten verfügen die Großparteien­
Kartelle bei Entscheidungen der politischen 
Klasse in eigener Sache ja ohnehin regelmä­
ßig, da die Opposition eingebunöen zU sein 
pflegt. Hier geht es an das Fundament un­
seres Gemeinwesens. Denn die rechtsstaat­
liche Demokratie lebt von den Gedanken 
der Gewaltenteilung und der gegenseitigen 
Kontrolle der Staatsorgane. Dadurch hebt 
sie sich vom Absolutismus früherer Zeiten 
ab, der dadurch gekennzeichnet war, daß 
die Herrscher legihus abso!u[us. das heißt 
von allen Bindungen befreIt waren. 

HANS HERBERT VON ARNIM 


